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Bekanntmachungen des Landratsamts
Neuregelung des Zuzugs nach

Wiirttemberg-Hohenzollern
Die Alliierte Hohe Kommission hat mit

Art.2 des Gesetze« A —9 vom 15. Juni 1950
(Amtsbl. der Alliierten Hohen Kommission
8.414) alle durch die Militärregie¬
rungen auferlegten Beschrän¬
kungen der Bewegungsfreiheit
von Personen  und der Wahl des Auf¬
enthaltsortes innerhalb des Gebietes der
Bundesrepublik aufgehoben. Für den Zu¬
zug in (Jas Land Wiirttemberg-Hohenzollern
gilt aber noch die RAO. über den Zuzug
in das französisch besetzte Gebiet Würt-
temberg-Hohenzollerns vom 12. März 1946
(Amtsbl. S. 41). Außerdem sind die woh¬
nungswirtschaftlichen Bestimmungen in
Kraft geblieben. Künftig gilt daher fol¬
gendes:

I. Zuzüge innerhalb der Bun¬
desrepublik

Der Zuzug von einem Land der Bundes¬
republik in das Land Württemberg-Hohen-
zollern bedarf der Genehmigung des Land¬
ratsamtes — Umsiedlungsamt —. Keiner
Genehmigung  bedürfen solche Perso¬
nen, die
1. an dem Ort, in dem sie zuzuziehen be¬

absichtigen, ein mit Zustimmung des Ar¬
beitsamts zustande gekommenes Arbeits¬
verhältnis antreten wollen, oder dort als
Beamte oder Behördenangestellte beschäf¬
tigt werden sollen,

2. nachweislich ein Gewerbe ausüben wol¬
len und die hierfür erforderlichen sach¬
lichen und rechtlichen Voraussetzungen
geschaffen, insbesondere die Zulassung
erhalten haben,

3. einen freien Beruf austtben wollen und
die hierfür erforderlichen sachlichen und
rechtlichen Voraussetzungen geschaffen,
insbesondere die Zulassung erhalten
haben,

4. als Familienangehörige an den Wohnort
des Haushaltungsvorstandes ziehen wol¬
len,

5. vor ihrer Evakuierung ihren Wohnsitz
im französisch besetzten Gebiet Württem¬
bergs und Hohenzollerns gehabt haben,

6. zum Studium zugelassene Studierende der
Universität Tübingen oder des Techni¬
kums für Textilindustrie Reutlingen sind,

7. Schüler zugelassener Heimschulensind.
Heimatvertriebene, welche unter die

Austauschakten aus Schleswig - Hol¬
stein , Niedefsaehsen und Bayern
fallen, werden wie bisher in Sammel- oder
Einzeltransporten vom Staatskommissar für
die Umsiedlung über das Umsiedlungsamt
und das Kreisdurchgangslager Wildberg
den Gemeinden zugewiesen.

TT. Zuzüge aus dem Ausland
oder aus der sowjetischen Be¬
satzungszone in das Bundesge¬
biet

Diese Zuzüge bedürfen nach wie vor der
Genehmigung des Staatskommissars für die
Umsiedlung. Der Antrag wird auf einem
bestimmten Vordruck beim Bürgermeister¬
amt des Zuzugsortes gestellt und an das
Landratsamt — Umsiedlungsamt — vorge¬
legt. Dieses leitet dann den Zuzugsantrag,
nach vorher eingeholten Stellungnahmen
des Arbeitsamtes usw., an den Staatskom¬
missar für die Umsiedlung zur Entschei¬
dung weiter. Zuzugsantrag kann aus drin¬
gend beruflichen Gründen (Arbeitseinsatz),
zur Geschäfts- oder Betriebsgründung, zum

zur Unterbringung in Anstalten gestellt
werden.

Besuchsaufenthalte  aus dem Aus¬
land oder der sowjetischen Besatzungszone
sind für eine Woche genehmigungsfrei, für
längere Zeit, jedoch nicht über 2 Monate
hinaus, ist die Genehmigung des Landrats¬
amtes — Umsiedlungsamt — notwendig.
Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung sind
beim Bürgermeisteramt des Aufenthalts¬
ortes einzureichen, das die Gesuche an das
Landratsamt —Umsiedlungsamt— zur Ent¬
scheidung vorlegt. Den Anträgen auf Auf¬
enthaltsgenehmigung sind Bescheinigungen
beizulegen, daß die Rückkehr an den Her¬
kunftsort gesichert ist.

Illegale Grenzgänger  aus der
sowjetischen Besatzungszone müssen sich
zur Erteilung des Asylrechtes an die Lager
Giessen oder Uelzen wenden. Von dort aus
werden sie auf die Länder des Bundes¬
gebietes verteilt . Die für Württemberg-
Hohenzollern zugewiesenen illegalen Grenz¬
gänger müssen über das Lager Balingen und
werden von dort aus in die Kreisdurch¬
gangslager eingewiesen. Die Einweisung
in die Unterkunftsgemeinden geschieht
durch Erteilung vorläufiger Aufenthalts¬
genehmigungen. Nach Ablauf von 3 Mona¬
ten wird der Staatskommissar für die Um¬
siedlung die Zuzugsgenehmigung von amts-
wegen erteilen, sofern nichts Nachteiliges
vorliegt.

III . Die Bewirtschaftung des
Wohnraumes  durch die Gemeindewoh¬
nungsbehörden ist yon der vorstehenden
Zuzugsregelung unabhängig. Das Zuzugs¬
recht gibt zunächst nur die Berechtigung
zur Antragstellung auf Eintragung in die

Liste der Wohnungssuchenden einer Ge¬
meinde, nicht aber auch das Recht auf so¬
fortige Genehmigung zur Ingebrauchnahme
einer Wohnung. Diese Frage wird bei allen
Zuziehenden nur nach wohnungswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten bearbeitet und ent¬
schieden.

Vor Ingebrauchnahme von Wohnraum
ohne vorherige schriftliche Genehmigung,
der Gemeindewohnungsbehörde wird ge¬
warnt, denn sie führt zur polizeilichen
Räumung und zur gerichtlichen Bestrafung.

Landratsamt.

Fristeinhaltung bei Stellung von
Belegungsschadens-Anträgen

Das Entschädigungsgericht Tübingen
weist erneut darauf hin, daß die Anmelde¬
frist für Besatzungsschäden gemäß Art. 1
der Verfügung Nr. 155 grundsätzlich nur
dann gewahrt ist, wenn die Anträge frist¬
gemäß beim Sekretariat des Entschädi¬
gungsgerichts eingereicht werden. Eß ge¬
nügt die Einreichung eines formlosen An¬
trags . Der formularmäßige Antrag und die
notwendigen Unterlagen können später
nachgereicht werden.Landrat«amt Calw

—Requisitionsabt. —

Kreisamt Calw der Vermögeilskontrolle
wird aufgelöst

Das Finanzministerium — Abt. Vermö-
genskontrolle — Tübingen hat die Auf¬
lösung des Kreisamts der Vermögenskon¬
trolle Calw zum 30. 9. 50 angeordnet. Für
die Dienstgeschäfte dieses Amtes ist von
vorstehendem Zeitpunkt an zuständig: das
Kreisamt d. Vermögenskontrolle Tübingen
in Tübingen, Reutlingerstraße 2. Eventuelle
Sprechtage werden noch bekanntgegeben.

Kritische Gedanken zur Denkschrift der Stadt Pforzheim
über die Neugliederung ihres Wirtschaftsbezirks zur Bildung des Südweststaates

Die Stadtverwaltung Pforzheim hat eine
„Denkschrift der Stadt Pforzheim Uber die
notwendige Neugliederung des Wirtschafts¬
bezirks Pforzheim anläßlich der Bildung
des Südweststaates“ herausgogeben. In die¬
ser Denkschrift wird für den Fall der Bil¬
dung des Südweststaates die Schaffung
eines Wirtschaftsbezirks Pforzheim in ein¬
gehender Begründung und unter Anschluß
von reichlichem Zahlenmaterial nachdrück¬
lich gefordert. Der Vorschlag der Stadt
Pforzheim geht dahin, innerhalb des Wirt¬
schaftsbezirks Pforzheim drei Amtsbezirke
zu bilden, nämlich einen Amtsbezirk Mitte,
Nord und Süd. Der sogenannte „Amts¬
bezirk Süd “ soll 33 (Stadt-)Gemein¬
den des Kreises Calw mit 37 238 Einwoh¬
nern und drei Gemeinden des bisheri¬
gen Landkreises Pforzheim, nämlich Itters¬
bach, Langenalb und Weiler mit 3463, zu¬
sammen 40 700 Einwohner umfassen. Der
Vorschlag der Stadt Pforzheim beschränkt
sich dabei nicht auf die Gemeinden des
ehemaligen Kreises Neuenbürg, sondern
strebt darüber hinaus an, auch die (Stadt-)
Gemeinden Bad Liebenzell, Monakam, Un-
terhaugstett und Unterreichenbach des Alt¬
kreises Calw in den Amtsbezirk Pforzheim-
Süd einzugliedern. Nebenbei sei bemerkt,
daß die (Stadt-)Gemeinden Bernbach, Her-
renalb, Loffenau, Neusatz und Rotensol mit
zusammen 5207 Einwohnern nach dem Vor¬
schlag der Stadt Pforzheim als sogenannte
Albtalgemeindendem Kreis Karlsruhe-Land

Zwecke der Familienzusammenführung und Izugeschlagcn werden sollen.

Es erscheint notwendig, seitens der ver¬
antwortlichen Vertretung des Landkreises
Calw zu diesem Vorschlag Stellung zu neh¬
men, Bei der Kürze der bis zur Volksbe¬
fragung über die Bildung des Südwest-
Staats noch zur Verfügung stehenden Zeit
ist es leider nicht möglich, auf die häufig
sehr anfechtbaren und ungenauen Angaben
der Denkschrift näher einzugehen oder gar
das von den Verfassern der Denkschrift
selbst als nicht ganz zuverlässig bezeich-
nete Zahlenmaterial durch die richtigen
Zahlen zu entkräften . Unter diesen Um¬
ständen bleibt nur übrig, sich zur Wider¬
legung des Pforzheimer Plans auf einige
wesentliche Punkte zu beschränken.

Es ist ohne weiteres zuzugeben, daß bei
der württembergischen Landesneueinteilung
im Jahr 1938 der Kreis Calw eine Gestalt
bekommen hat, die nicht in allen Teilen be¬
friedigt . Es erscheint deshalb angezeigt,
im Zuge einer künftigen Landesneueintei¬
lung die hier entstandenen Hemmungen und
Schönheitsfehler aus der Welt zu schaffen.
Solange aber keine endgültige Klärung
über die Frage des Südwest-Stnates be¬
steht, muß es bei dem bisherigen Zustand
sein Bewenden haben.

Die Denkschrift geht in mehrfacher Hin¬
sicht von falschen oder noch nicht vorhan¬
denen Voraussetzungen aus:

1. Der Südweststaat ist noch nicht ge¬
schaffen. Es besteht wohl allgemein Über¬
einstimmung dahin, daß der derzeitige Zu¬
stand der Aufteilung des südweatdeutsohen



Raumes in 3 mehr oder weniger selbstän¬
dige Länder auf die Dauer nicht tragbarund deshalb eine Änderung notwendig ist.
Ob diese Änderung in der Bildung des Süd¬weststaats oder in der Wiederaufrichtung
■ler beiden alten Länder Württemberg undBaden bestehen wird, ist noch völlig offen.Bei der Durchsicht der Denkschrift er¬
scheint es dem Leser nicht ganz logisch,
wenn einerseits die Schaffung des Südwest¬staats als notwendige Voraussetzung fürdie Bildung des Wirtschaftsgebiets Pforz¬
heim bezeichnet, andererseits aber der all¬
gemein als unbefriedigend erkannte jetzige
staatsrechtliche Zustand zur Begründungfür die Forderung der Stadt Pforzheim
herangezogen wird.

2. Ein wesentlicher Fehlschluß der Denk¬
schrift dürfte darin liegen, daß sie ziem¬lich einseitig davon ausgeht, daß das Wirt¬
schaftsgebiet Pforzheim gewissermaßen den
Ausgangspunkt für die Gliederung des gan¬zen Südwestraumes abgeben müßte.

3. Die Denkschrift übersieht völlig, daßder Landkreis Calw mit seinem Waldreich¬
tum und seinen Heilbädern, seinen heilkli¬matischen- und Luftkurorten ebenfalls eine
wirtschaftliche und soziologische Einheitbildet, die nicht bzw. nur insoweit gestörtwerden darf, als andere zwingende Gründedafür sprechen. Jedenfalls aber bildet derKreis Calw  eine durchaus brauchbare
Grundlage für eine verwaltungsmäßige Zu¬sammenfassung.

4. Die Denkschrift nimmt genau so wiedas württembergische Gesetz zur Landes¬einteilung aus dem Jahr 1938 keinerlei
Rücksicht auf den Willen der Bevölkerung.Es ist kaum anzunehmen, daß die 5 Ge¬
meinden des Altkreises Calw, die für die
Eingliederung in den Amtsbezirk Süd vor¬gesehen sind, ihre Zustimmung zu dieser
Maßnahme gehen werden. 10 weitere Gemein¬
den des früheren Altkreises Neuenbürg habenschon vor längerer Zeit den förmlichenAntrag gestellt, dem Kreis Calw durch be¬sondere organisatorische Maßnahmen nä¬her verbunden zu werden und damit klar
und eindeutig ihren festen Willen, demKreis Calw auch künftig anzugehören, aus¬
gesprochen. Daß die (Stadt)GemeindenDennach, Dobel, Herrenalb, Langenbrand,
Schömberg und Wildbad als Fremdenver¬kehrsorte im Fremdenverkehrskreis Calw
besser aufgehoben sind als in dem reinnach industriellen Gesichtspunkten aufge¬bauten Wirtschaftsbezirk Pforzheim, dürfteeine Selbstverständlichkeit sein. Auch an¬
dere Gemeinden des Altkreises Neuenbürg,vor allem die frühere Kreisstadt selbst, ha¬
ben erhebliche, begründete Bedenken gegendie Ausgliederung aus dem bisherigenKreis Calw und die Aufsaugung durch denWirtschaftsbezirk Pforzheim.

5. Wenn der Südweststaat gebildet wirdoder wenn die beiden alten Länder Würt¬
temberg und Baden wieder aufleben, wirdder in der Denkschrift mehrfach erwähnte
„Sog“ der durchschnittlich nur etwa 40 kmentfernten, auf guten Straßen erreichbaren
Landeshauptstadt Stuttgart stärker sein,als der Sog der für den Kreis Calw, vor
allem seiner Industrie, doch wesensfremdenStadt Pforzheim, zumal die Fremdenver¬kehrskreise Freudenstadt und Calw ihre
berufene Vertretung in Stuttgart eher fin¬den werden als im Wettbewerb mit den
Fremdenverkehrskreisen des badischenSchwarzwalds.

6. Die Tatsache allein, daß aus einer Ge¬
meinde eine größere Zahl von Arbeitskräf¬
ten täglich zu ihrem Arbeitsplatz „pendeln“,ist noch kein genügender Grund für denwirtschaftlichen und kein Anlaß zu einem
verwaltungsmäßigen Zusammenschluß. Die
Berücksichtigung dieser Tatsache alleinbei der Frage der Neubildung der Wirt-mhaftsbezirke müßte zu unvorstellbaren
nid unlösbaren Schwierigkeiten führen.E i n Positivum der Denkschrift soll
allerdings nicht verschwiegen werden:Sie ist gerade noch rechtzeitig erschie¬nen, um den bisherigen Verfechtern des

Erlassung der dienstfähigen Angehörigen des öffentlidien Dienstes,
die unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen

Gemäß Ersuchen des Bundesministers des
Innern vom 18. 8. 50 wird bekanntgegeben:I. Um die schnelle Durchführung desnach Art. 131 des Grundgesetzes zu erlas¬senden Bundesgesetzes zu sichern, ist eserforderlich, daß sich die unter Art. 131 GG
fallenden Angehörigen des öffentlichenDienstes schon jetzt melden, und zwarzunächst die , die noch dienst¬fähig und zur Zeit nicht im öf¬fentlichen Dienst wiederver¬
wendet sind.  Es ist damit zu rechnen,daß in dem kommenden Bundesgesetz fürdie Meldung eine Ausschlußfrist gesetztwird, deren Nichteinhaltung zum Verlustder Rechte führt . Es liegt daher im Inter¬esse jedes Einzelnen, sich jetzt zu melden.Bisher abgegebene Meldungen (z. B. Zähl¬
karte BA oder W) ersetzen diese Meldungni c h 11

II . Es haben sich zunächst nur folgendePersonen zu melden:
A. Verdrängte Beamte (eimschl. Wehr¬machtsbeamte) und Dauerangestellte , ferner

verdrängte Angestellte und Arbeiter, dieam 8. 5. 1945 im öffentlichen Dienst un¬
kündbar angestellt waren.

Verdrängter Angehöriger des öffentlichenDienstes ist, wer am 8. 5. 1945 im Dienst¬oder Arbeitsverhältnis bei einer Dienst¬
stelle des Reiches, eines Landes, einer Ge¬meinde oder eines Gemeindeverbandes(Ge¬
bietskörperschaft) außerhalb  des Bun¬
desgebietes stand. Das gleiche gilt für dieAngehörigen von sonstigen Körperschaften,Anstalten und Stiftungen des öffentlichenRechts (Nichtgebietskörperschaften), die am8. 5. 1945 ihren Sitz außerhalb  des Bun¬
desgebietes hatten.

•(Dauerangestellte sind Angestellte mit
Versorgungsanspuch nach beamtenrecht¬lichen Grundsätzen.

Unkündbar waren am 8. 5. 45 diejenigenAngestellten und Arbeiter, die zu diesemZeitpunkt schon eine Dienstzeit von 25Jahren zurückgelegt hatten — § 16 Abs. 4TO. A, § 21 Abs. 5 TO. B, § 7 ATO —.)B. Beamte (einschl. Wehrmachtsbeamte),
Dauerangestellte sowie am 8. 5. 45 unkünd¬bare Angestellte u. Arbeiter solcher Dienst¬stellen des Reichs innerhalb  des Bun¬
desgebietes, die seither weggefallen sind,ohne daß ihre Aufgaben ganz oder über¬wiegend von einer anderen deutschenDienststelle übernommenworden sind. Ent¬
sprechendes gilt für die Beamten, Dauer¬angestellten und am 8. 5. 45 unkündbarenAngestellten und Arbeiter der seit dem8. 5. 45 aufgelösten sonstigen Körperschaf¬ten, Anstalten und Stiftungen des öffent¬lichen Rechts, die der unmittelbaren Auf¬sicht des Reiches unterstanden und ihren
Sitz innerhalb des Bundesgebietes hatten.C. Beamte, Dauerangestellte , ferner un¬kündbare Angestellte und Arbeiter, die am8. 5. 1945 im Dienst- oder Arbeitsverhältnis
bei einer Dienststelle des Reiches
innerhalb  des Bundesgebietes standen,deren Aufgaben auf den Bund  übergegan¬gen sind, wenn sie ihr Amt oder ihrenArbeitsplatz aus anderen als beamten- odertarifrechtlichen Gründen verloren haben.
Entsprechendes gilt für die Beamten, Dauer¬
angestellten sowie unkündbaren Angestell¬ten und Arbeiter, die am 8. 5. 45 im Dienst-
Südwest-Gedankens die Augen zu öffnenund dessen Gegner in ihrer ablehnendenHaltung zu bestärken. G.

Feldbereinigung I Berneck
Gemäß Art. 17 Abs. 1 Satz 2 des Württ.

Feldbereinigungsgesetzes in der Fassungdes 4. Aenderungsgesetzes zum FG. vom26. 1. 1934, Reg. Bl. S. 27, wird die vomTechn. Landesamt am 20. 11. 1934 erteilte
Genehmigung zur Durchführung der Feld¬
bereinigung I Berneck, Kreis Calw bezüg¬lich deren noch nicht ausgeführten Teil Bzurückgezogen. Landw.-Ministerium

oder Arbeitsverhältnis bei Körperschaften,Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts innerhalb  des Bundesgebietesstanden, die der unmittelbaren Aufsicht des
Reiches  unterstanden und jetzt der un¬mittelbaren Aufsicht des Bundes  unter¬stehen.

D. Berufs unter  Offiziere der früherenWehrmacht, die vor dem 8. 5. 1935 erstmals
berufsmäßig  in den Wehrdienst ein¬getreten sind und am 8. 5. 1945 eine Dienst¬zeit von mindestens zwölf Jahren
abgeleistet hatten.

E. Angehörige des ehemaligen Truppen¬sonderdienstes (TSD), die vorher Beamtewaren.
F. Führer und Führerinnen des früherenRAD, soweit sie am 8. 5. 1945 zum Stamm¬

personal des RAD gehörten und vorherBeamte oder Berufsunteroffiziere mit einerDienstzeit von mindestens 12 Jahren waren.
III . Diese Bekanntmachungbetrifft nicht:

1. Personen üb. 65 Jahre und solchg Dienst¬unfähige unter 65 Jahren, die Versor¬
gungsempfänger sind;2. die z. Zt. im öffentlichen Dienst Wieder¬
verwendeten;

3. die aus anderen als beamten- oder tarif¬
rechtlichen Gründen aus ihrem Amt oder
Arbeitsplatz ausgeschiedenen Beamten,
Dauerangestellten, sowie unkündbarenAngestellten und Arbeiter im Dienst derLänder, Gemeinden oder Gemeindever¬
bände im Bundesgebiet;4. die aus anderen als beamten- und tarif¬rechtlichen Gründen aus ihrem Amt oder
Arbeitsverhältnis ausgeschiedenen Beam¬ten, Dauerangestellten sowie unkündbarenAngestellten und Arbeiter im Dienstevon sonstigen öffentl.-rechtlichen Dienst¬
herren innerhalb des Bundesgebietes, dienicht der unmittelbaren Aufsicht des
Reiches unterstanden und heute nicht derunmittelbaren Aufsicht des Bundes unter¬stehen;

5. Beamte auf Widerruf , die nicht den vor¬
geschriebenen Vorbereitungsdienst unddie erforderlichen Prüfungen abgelegthaben.
IV. Melde- und Personalbogen sind imLaufe der nächsten Woche bei den Bürger¬meisterämtern erhältlich. Der Meldebogenist von jedem Betroffenen doppelt undvollständig  auszufüllen , damit Rück¬fragen vermieden werden.

Zum Beweis der Richtigkeit der Angabenüber Schul-und Berufsausbildung, Studium,Prüflingen, Vorbereitungsdienst, Ernen¬nung, Anstellung, Beschäftigungsdienstzei¬ten, Besoldung oder Vergütung, Arbeits¬dienstzeit, Wehrdienstzeit, Kriegsdienstzeit,Beschädigung usw. sind Urkunden (in be¬glaubigter Abschrift) beizufügen. Wenn dieUnterlagen abhanden gekommen sind, sosind für die Richtigkeit der Angaben Zeu¬gen zu benennen und deren Erklärungenanzuschließen. Die Anlagen sind nur ein¬mal beizufügen.
V. Der Melde- und Personalbogen mitAnlagen ist von jedem Betroffenen biz zum5. Oktober 1950  in einem großen Um¬schlag, der mit Familiennamen, Vornamenund Anschrift des Absenders versehen ist,dem Landratsamt  zu übersenden oderin der Zeit vom 2. bis 7. Oktober I960 beim

Landratsamt in Calw, Marktplatz Nr. 21
(Zimmer Nr. 2) persönlich abzugeben.

Frühere Angehörige der Eisenbahnreichen ihre Meldung nicht beim Landrats¬amt, sondern bei der Eisenbahn¬direktion Karlsruhe  ein . Die frühe¬
ren Angehörigen der Post  haben sie der
Oberpostdirektion Tübingen  zuübersenden.

Ueber die erfolgte Meldung wird eineBestätigung erteilt , die sorgfältig aufzube¬wahren ist. —Irgendwelche Rechte erwach¬sen aus der Abgabe der Meldung nicht.
Calw, den 18. September 1950

Landratsamt.



Preise für Bier
Anordnung des Wirtschafts-
ministeriums vom 25. 8. 1950
Auf Grund des § 2 des Preisgesetzes vom

10. April 1948 (WiGBl. S. 27), 3. Februar
1949(WiGBl. S. 14), 21. Januar 1950(BGBl.
S. 7) und 8. Juli 1950 (BGBl. S. 274) wird
angeordnet:

und Versandbier höchstens folgende Auf¬
schläge auf den Einstandspreis berechnen:
a) beim Ausschank in Gaststätten über die

der Preisgruppe I H m Straße

einheitlich 1 »/.
75 ä

°/o30
bei Abgabe in Flaschen
einheitlich 40 55 80 20

L Lager- und Spezialbier
§ 1

Begriffsbestimmung
Lagerbier und Spezialbier ist Vollbier

im Sinne des Biersteuergpsetzes. Spezial¬
bier ist nur solches Vollbier, das in einem
besonderen Brauverfahren und unter Ver¬
wendung besonders ausgewählter Rohstoffe
hergestellt wird.

§ 2
Abgabepreise der Brauereien

Die Abgabepreise der Brauereien frei
Haus des Abnehmer einschließlich der Bier¬
steuer dürfen höchstens betragen:

beim Ausstoß im Faß je hl
Lagerbier62.—DM

Spezialbier
74.— DM

beim Ausstoß in

je 0,331-Flasche
je 0,5 1-Flasche
je 0,6 1-Flasche
je 0,7 1-Flasche
je 1 1-Flasche

Flaschen für
Lagerbier0.25 DM

0.37 DM
0.44 DM
0.52 DM
0.74 DM

Spezialbie0.29 DM
0.43 DM
0.52 DM
0.60 DM
0.86 DM

IH. Gemeinsame Vorschriften
§ 7

Sonderausstättung
Die Kosten für die Sonderausetattung

von Flaschen dürfen bis zu 0,06 DM je
Flasche zusätzlich berechnet werden. Sie
sind gesondert auszuweisen und dürfen als
Anhängebetrag weiterberechnet werden.

§ 8
Zahlungs- und Lieferungsbedingungen
Bisherige Zahlungs- und Lieferungs¬

bedingungen dürfen nicht zum Nachteil der
Abnehmer geändert werden. Bei Selbst¬
abholung haben die Brauereien und Bier¬
großhändler eine den eingesparten Beför¬
derungskosten entsprechendeVergütung zu
gewähren.

§ 9
Abgabepreise des Einzelhandels

Die Höchstpreise und Höchstaufschläge
für die Abgabe von Bier über die Straße
gelten auch für den Einzelhandel.

§ 10
Flaschen- und Kastenpfand

Zur Sicherung der Rückgabe des Leer¬

guts dürfen bei der Abgabe von Flaschen¬
bier

—.20 DM je Flasche und
3.— DM je Kasten

als Pfand berechnet werden. Die Pfand¬
beträge sind in den Rechnungen gesondert
auszuweisen und bei ordnungsmäßiger
Rückgabe des Leerguts in voller Höhe zu
erstatten.

§ 11
Einstufung der Betriebe des

Gaststätten- und BeheTbergungsgewerbes
Liegt für einen Betrieb des Gaststätten-

und Beherbergungsgewerbes ein Einstu¬
fungsbescheid nicht vor, dürfen nur die
Preise für Gaststätten der Preisgruppe I
gefordert werden.

§ 12
Schluß- und Strafbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Septem¬
ber 1950 in Kraft. Gleichzeitig treten die
Anordnung des Wirtschaftsministeriums
über Preise für Bier vom 26. November 1949
(Amtl. Bekanntm. S. 65) und andere ent¬
gegenstehende Bestimmungen außer Kraft.

(2) Zuwiderhandlungen gegen die Be¬
stimmungen dieser Anordnung werden
nach den Vorschriften des Gesetzes zur
Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts
(Wirtschaftsstrafgesetz ) vom 26. Juli 1949
(WiGBl. S. 193) und 29. März 1950 (BGBl.
S. 78) geahndet.

Tübingen, den 26. August 1950
in Vertretung:

gez. Dr. Stahlecker

§ 3
Abgabepreise

des Gaststätten- u. Beherbergungsgewerbes
Die Abgabepreise des Gaststätten - und

Beherbergungsgewerbes dürfen höchstens
betragen:

A. für Lagerbier
a) beim Ausschank in Gaststätten über die

der Preisgruppe I n HI Straße
DM DM DM DM

je 0,3 1 0.30 0.33 0.37 —
je 0,5 1 0.48 0.55 0.59 0.43
je 1 1 0.93 1.— — 0.85
bei Abgabe in Flaschen
je 0,33 1 0.35 0.39 0.45 0.30
je 0,5 1 0.52 0.57 0.67 0.44
je 0,6 1 0.62 0.68 — 0.53
je 0,7 1 0.73 0.81 — 0.62
je 1 1 1.— — — 0.89

B. für Spezialbier
a) beim Ausschank in Gaststätten über die

der Preisgruppe I n HI Straße
je 0,3 1
je 0,5 1
je 1 I

0.36 0.40 0.45 —
0.58 0.63 0.70 0.50
1.10 1.20 — 1.—

bei Abgabe in Flaschen
je 0,33 i
je 0,5 1
je 0,6 1
je 0,7 1
je 1 1

0.41 0.45 0.52 0.35
0-60 0.67 0.77 0.52
0.73 0.81 — 0 62
0.84 0.93 — 0.72
1.20 — — 1.—

IL Starkbier und Versandbier
§ 4

Starkbier
Die bisherigen Brauereiabgabepreise für

Starkbier sind um mindestens 18.— DM
je hl zu senken.

§ 5
Versandbier

Den Abgabepreisen einer in einem ande¬
ren Land gelegenen Versandbrauerei dür¬
fen die nachweisbaren Frachtkosten, sowie
bei Einschaltung eines Handelsbetriebes
ein Betrag bis zu 12.— DM je hl zugeschla¬
gen werden.

§ 6
Aufschläge

des Gaststätten- u. Beherbergungsgewerbes
Das Gaststätten- und Beherbergungs¬

gewerbe darf bei der Abgabe von Starkbier

Rechtsmittel im Steuerrecht
von Steuerinspektor Günter Wiegel, Hirsau

IV
Innerhalb des Berufungsverfahrens sind

als Rechtsmittel gegeben:
a) der Einspruch,
b) die Berufung und
c) die Rechtsbeschwerde.

Zu a. Der Einspruch richtet sich gegen
den Bescheid. Über diesen entscheidet das
Finanzamt. Statt einer Einspruchsentschei¬
dung kann das Finanzamt auch einen Be¬
richtigungsbescheid erlassen, wenn die vor¬
gebrachten Gründe des Rechtsmittelführers
dies rechtfertigen.

Zu b. Die Berufung richtet sich gegen
die Einspruchsentscheidung des Finanzamts.
Anstelle eines Einspruchs kann unter be¬
sonderen Umständen auch Sprungberufung
eingelegt werden, zu der aber die Zustim¬
mung des Vorstehers der Finanzbehörde
innerhalb der Rechtsmittelfrist erforderlich
ist. Über die Berufung entscheidet das Fi¬
nanzgericht. Das Finanzgericht ist unab¬
hängig und nur dem Gesetz unterworfen.
Es entscheidet mit hauptamtlichen Richtern
und ehrenamtlichen Beisitzern. Der Sitz des
Finanzgerichts für Württemberg-Hohenzol-
lern ist Tübingen.

Die Beteiligten haben das Recht zur Ak¬
teneinsicht. Die Einsichtnahme der Akten
des Finanzamts darf aber nur mit Zustim¬
mung des Finanzamts erfolgen, da diese zu
den Vorakten gehören. In der Berufung
dürfen neue Tatsachen und Beweismittel
vorgebracht werden. Bei einem Streitgegen¬

Hände weg vom Jungwild!
Das Jungwild wird vom Muttertier nur

vorübergehend verlassen. Wenn Menschen¬
hände Jungwild berühren, wird dieses in der
Regel vom Muttertier nicht mehr angenom¬
men und verhungert.

Wer krankes oder verletztes Wild (z. B.
beim Mähen, oder augefahrenes Wild) an¬
trifft oder aufnimmt, hat dies dem Jagdpäch¬
ter, dem nächsten Forstbeamten oder Bür¬
germeisteramt anzuzeigen oder abzuliefern,
andernfalls macht er sich strafbar. Wer Wild
an sich nimmt in der Absicht, es für sich
zu behalten, macht sich der Wilddieberei
schuldig.

Kreisjagdamt.

stand bis zu 100 DM ist ohne Aufklärung
des Sachverhalts oder Stellungnahme zu
Rechtsfragen Entscheidung nach freiem Er¬
messen möglich.

Mündliche Verhandlung ist möglich. Die
Verhandlung ist, wie jede andere Gerichts¬
verhandlung auch, öffentlich. Sie schließt
mit der Verkündung des Urteils im Namen
des Deutschen Volkes.

Zu c. Die Rechtsbeschwerde ist gegen
das Berufungsurteil des Finanzgerichts ge¬
geben. Es ist jedoch erforderlich, daß ent¬
weder der Streitgegenstand den Betrag von
200 DM übersteigt oder das Finanzgericht
die Rechtsbeschwerde wegen grundsätzli¬
cher Bedeutung der Streitsache zugelassen
hat. ,

Rechtsbeschwerde kann sowohl von dem
Steuerpflichtigen als auch vom dem Vorste¬
her des Finanzamts einigelegt werden. Über
die Rechtsbeschwerde entscheidet der Bun¬
desfinanzhof in München.

Der Bundesfinanzhof beginnt seine Tä¬
tigkeit für das Gebiet der Bundesrepublik
am 1. Sept. 1950. Für Württemberg-Hohen-
zollern war das Finanzgericht bislang die
oberste Rechtsmittelinstanz in Steuersa¬
chen.

Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf
gestützt werden, daß
1. die Entscheidung des Finanzgerichts auf

Nichtanwendung oder unrichtiger An¬
wendung des bestehenden Rechts oder
einem Verstoß wider den klaren Inhalt
der Akten beruhe, oder

2. das Verfahren an wesentlichen Mängeln
leide.
Das Vorbringen neuer Tatsachen und Be¬

weismittel ist grundsätzlich ausgeschlossen.
Dies ist nur bei Aufhebung des Urteils und
Zurückweisung an das Finanzgericht mög¬
lich.

Sonst gelten im wesentlichen die für das
Verfahren vor dem Finanzgerieht gegebe¬
nen Vorschriften.

Zu 2. Das Anfechtungsverfahren ist ge¬
gen alle Steuerbescheide gegeben, soweit
sie Zölle und Verbrauchssteuern betreffen.
Dieses Verfahren berührt also in der
Hauptsache die Zollverwaltung.

Im Anfechtungsverfabren sind äks Beabto-
mittel gegeben;



a) die Anfechtung undb) die Rechtsbeschwerde.
Zu a. Die Anfechtung richtet sich gegenden Bescheid des Hauptzollamtes. Über dieAnfechtung entscheidet im Gegensatz zurBerufung das Finanzministerium. DieseEntscheidung ist also rein verwaltungsmä¬ßiger Natur. Statt einer Anfeehtnngsent-scheidung kann das Finanzministerium dieFinanzbehörde anweisen, den angefochte¬nen Bescheid zu ändern. Die Vereinfachun¬gen, die im Anfechtungsverfahren währendder Kriegszeit bestanden haben, sind in derZwischenzeit wieder aufgehoben worden.Zu b. Gegen die Anfechtungsentscheidungdes Finanzministeriums ist nun wieder dieRechtsbeschwerde an den Bundesfinanzhofwie im Berufungsverfahren möglich. Vor¬aussetzung ist aber, daß das Finanzministe¬rium die Rechtsbeschwerde wegen dergrundsätzlichen Bedeutung oder den beson¬deren Umständen des zur Entscheidung ste¬henden Falles zugelassen hat. Was zurRechtsbeschwerde im Berufungsverfahrenausgeführt ist, gilt entsprechend. Nur istzu beachten, daß der Vorsteher des Haupt¬zollamts zur Einlegung der Rechtsbe¬schwerde nicht befugt ist, während das Fi¬nanzministerium am Verfahren beteiligtwird. Ein Recht zur Akteneinsicht bestehtim Anfechtungsverfahren nicht.

Zu S. Das Beschwerdeverfahren ist gegenalle Verfügungen der Finanzbehörden ge¬geben, soweit nicht das Berufungs- oderAnfechtungsverfahren möglich ist (z. B.Festsetzung von Einkommensteuer-Voraus-zahlungen oder Säumniszuschläge).
Im Besch werderverfahrensind gegeben:a) die Beschwerde undb) unter Umständen die Rechts-beschweurde.
Zu a. Die Beschwerde richtet sich gegendie Verfügung der Finanzbehörde. Gegen

Wissenswertes aus
Das deutsch« Arbeitsrecht kannte bisvor kurzem eine gesetzliche Regelung desErholungsurlaubs nur für die Jugendlichennach dem Jugendschutzgesetz. Das BGB.selbst kennt nur einen Urlaub zum Auf-suchen eines anderen Dienstverhältnissesnach Kündigung eines dauernden Dienst¬verhältnisses. Erst nach dem Kriege habenverschiedene Länder durch besondere Ur¬

laubsgesetze zum ersten Male einen gesetz¬lichen Urlaufosanspruch für sämtliche Ar¬beitnehmer, also Arbeiter, Angestellte, Be¬amte, Lehrlinge und arbeitnehmerähnlichePersonen beigründet. So hat namentlichauch Württemberg-Baden am 6. 8. 1947 sichein Urlaubsgesetz geschaffen. Bei uns inWürttemberg-Hohenzollern steht eine ge¬setzliche Regelung des Urlaubs aus, abge¬sehen von dem gesetzlichen Urlaubsan¬spruch des Jugendschutzgesetzes.Ein Urlaiubsanspruch besteht daher inUnserem Lande nur dann zu Recht, wenner durch Tarifvertrag oder Betriebsord¬nung festgftlegt und durch Einzelabmachungvereinbart ist . An einer solchen Voraus¬setzung wird es aber in den wenigstenFällen fehlen. Die Gewährung des Erho¬lungsurlaubs ist nämlich ein Ausfluß derFürsorgepflicht des Arbeitgebers und istauch bereits allgemein Gewohnheitsrechtgeworden. Die bundesrechtliche Regelungdes Urlaubsamspruches ist trotzdem drin¬gend notwendig. Es bestehen jedoch auchin unserem Lande einige Abmachungen undTarifverträge , die für eine große Gruppevon Arbeitnehmern anstelle des gewohn-heitsreehtlicben Urlaubsanspruches die ver¬tragliche Fixierung des Urlaubsrechts vor¬genommen haben. So hat die Landesge¬meinschaft der Industrie in Württ .-Hoheriz.mit dem Gewerkschaftsbund am 28. 4. 1948eine Urlaubsregehing mit einem Mindest¬urlaub von 12 Werktagen abgeschlossen,welche kurz darauf durch ein Urlaubs¬abkommen mit der Landes beruf sgewerk-achaft für Angestellte in Industrie, Hendel

die Verfügung eines Finanzgerichts isteine Beschwerdemöglichkeitnicht gegeben.Die Behörde, die die Verfügung erlassenhat, hat die Möglichkeit, dieser abzuhelfen,wenn die Voraussetzungen dazu vorhandensind. Ändert sie den Bescheid nicht, wirddie Beschwerde dem Finanzministeriumvorgelegt, das darüber entscheidet. DieEntscheidung ist im allgemeinen endgültig.Wenn z. B. das Finanzministerium ent¬scheidet, daß eine Verfügung zu Recht be¬steht und die anjjesetzte Vorauszahlung zuhoch ist, so kann hiergegen kein weiteresRechtsmittel eingelegt werden.
Zu b. Die Rechtsbeschwerde gegen eineBeschwerdeentscheidung des Finanzmini¬steriums ist nur bei den Verfügungen mög¬lich, die eine nach § 202 der Reichsabgaben¬ordnung mit Geldstrafe bis zu 5000 DM er¬zwingbare Anordnung oder Zwangsandro¬hung zu^rundeliegt. So ist also z. B. gegendie Ablehnung einer Stundung keine Rechts¬beschwerde möglich.Zum Schluß ist noch daraufhin zu wei¬sen, daß das Rechtsmittelverfahren in je¬dem Stadium kostenpflichtig ist . Die Ko¬sten trägt , wenn das Rechsmittel im End¬ergebnis ohne Erfolg geblieben ist, derSteuerpflichtige, sonst das Land.Nimmt der Steuerpflichtige sein Rechts¬mittel zurück, so hat er die Kosten minde¬stens zur Hälfte zu tragen. Da sich in je¬der Instanz die Kosten auf das Doppelte er¬höhen, muß sich jeder Betroffene überle¬gen, ob das einzulegende Rechtsmittel auchErfolg verspricht, denn sonst belastet ersich nur unnötig mit den Rechtsmittelko¬sten.

Die Entscheidung über die Kostenpflichtwird in der Rechtsmittelentscheidung ge¬troffen. Die Höhe richtet sich nach dem
Streitgegenstand. Dies ist der Unterschieds¬betrag zwischen der festgesetzten und derbeantragten Steuer.

dem Urlaubsrecht
und Handwerk ergänzt worden ist. Eineähnliche Abmachung liegt mit dem Hand¬werk vor. Auch für Beamte und Angestellteim öffentlichen Dienst sind im Jahre 1947
Bestimmungen über den Urlaub erlassenworden. Damit sind aber noch nicht füralle Erwerbsklassen generelle Urlaubsre¬gelungen getroffen worden. Für landwirt¬schaftliche Arbeiter, Hausgehilfinnen, Pro¬visionsreisende nsw. finden wir größten¬teils nichtgeschriebenes Urlaubsrecht vor.Mangels eines Urlaubsgesetzes in unseremLande muß daher die Rechtsprechung derArbeitsgerichte die Richtschnur für die¬jenigen Fragen bilden, die nicht durchtarifliche oder vertragliche Abmachungengeregelt sind.

Die Gewährung des Urlaubs setzt dieZurücklegung einer gewissen Beschäfti¬gungsdauer des Beschäftigten voraus, diesogenannte Wartezeit , welche meistens6 Monate beträgt . Nach dem Jugendschutz¬gesetz beträgt die Wartezeit bei Jugend¬lichen bis zu 18 Jahren nur 3 Monate. Vonder Wartezeit zu unterscheiden ist die Ur¬laubsperiode, das ist der Zeitraum, für dender Urlaub erteilt wird, dies ist in derRegel das Kalenderjahr. Ein Verlust desAnspruchs auf Urlaub tritt bei Ablauf derUrlaubsperiode regelmäßig dann nicht ein,wenn dem Arbeitnehmer während des Ur¬laubsjahres der Urlaub nicht gewährt wer¬den konnte (z. B. wegen Krankheit oder ausbetrieblichen Gründen). Die Zeit, währendder der Urlaub zu gewähren ist, bestimmt derArbeitgeber kraft seiner Direktionsbefug¬nis. Mit Rücksicht auf den gesundheitlichenWert der Erholung kommen die Sommer¬monate Mai bis September in Betracht. DerUrlaub wird also zeitlich vom Arbeitgeberfestgesetzt, der hierbei die Interessen derGefolgschaft in billiger Weise zu berück¬sichtigen hat. Der Arbeitnehmer darf alsonicht einfach von der Arbeit wegbleiben.Er würde sich hierbei einer Arbeitsver¬weigerung schuldig machen, die den Ar¬

beitgeber zur fristlosen Entlassung berech¬tigen würde. Unzulässig ist es, den Urlaubin die Zeit einer Erkrankung des Arbeit¬nehmers zu verlegen, wenn der Lohn ohne¬hin fortgezahlt wird. Dies ist mit dem Er¬holungszweck des Urlaubs nicht vereinbar.Eine Zurückberufung aus dem Urlaub wirdnur in äußerst dringenden Fällen, z. B.Erkrankung von Gefolgschaftspersonal, fürzulässig erachtet.
Die Höhe des Urlaubs richtet sich nachden Abmachungen(Tarif od. Vertrag bzw.Vereinbarung). Für Jugendliche, die zuBeginn des Urlaubsjahres (Kalenderjalires)das 18. Lebensjahr noch nicht vollendethaben, beträgt der Urlaub nach dem Ju¬gendschutzgesetz 18 Werktage. Währenddes Urlaubs darf der Jugendliche keinedem Urlaubszweck widersprechende Er¬werbsarbeit leisten. Werktage sind auchWochentage, au denen nicht gearbeitetwird. Der Urlaub des Jugendlichen ist nachMöglichkeit zusammenhängend in der Zeitder Berufsschulferien zu erteilen. Nachden Urlaubsgesetzen der Bizone und denTarifverträgen in Württemb.-Hohenzol’.ernbeträgt der Mindesturlaub bei erwachsenenArbeitnehmern 12 Arbeitstage und erhöhtsich nach der Dauer der Betriebszugehöi ig-keit staffelweise. Der Arbeitnehmer hat

Anspruch auf Freistellung von Arbeitslei¬stung unter Fortzahlung des Lohns wäh¬rend des Urlaubs (Naturalurlaub und Ur¬laubsvergütung). Der beurlaubte Arbeit¬nehmer ist hinsichtlich der Urlaubsvergü¬tung grundsätzlich so zu stellen, daß ererhält , was er ohne Urlaub bei Weiter¬beschäftigung unter normalen Verhältnis¬sen verdient hätte. Statt etwaiger Natural¬bezüge (Kost und Wohnung) besteht derAnspruch auf angemessene Barvergütung.Vertraglich vereinbarte Leistungs- undFacharbeiterzuschläge oder sonstige tarif¬liche Zulagen (z. B. Schmutzzulagen) sindauch mit der Urlaubsvergütung zu bezah¬len. Bei Akkordarbeit ist als Urlaubsver¬gütung im Zweifel der DurchschnittB-arbeitsverdienet zu hezahlen, Provisions¬vertretern ist eine angemessene Entschä¬digung für die entgangene Provision zugewähren. Auch eine regelmäßig gezahlteTeuerungszulage ist der Berechnung derUrlaubsvergütung zugrunde zu legen.
Es ist ein Grundsatz des Urlaubsrechts,daß der zu gewährende Urlaub in ersterLinie in Natura, also durch Freistellungvon der Arbeitsleistung zu nehmen ist.Bei der Beendigung  des Arbeitsver¬hältnisses ergeben sich hierdurch aber fol¬gende Besonderheiten: Kann dem Arbeit¬nehmer der Naturalurlaub noch währendder Kündigungsfrist gewährt werden, 60kann der Arbeitgeber ihn in die Kündi¬gungsfrist legen. In. einem solchen Fallweiß der Beschäftigte, daß und für welcheZeit er dem Unternehmer nicht mehr zurVerfügung zu stehen braucht, kann sichdeshalb entsprechend dem Zweck des Ur¬laubs eine bestimmte Zeit hindurch erholen.Das gleiche gilt, wenn der Unternehmerden Beschäftigten fristlos entläßt , aber denerworbenen Urlaübsansprueh sogleich an¬erkennt und den Abgeltungsbetrag bezahlt.Anerkennt jedoch der Arbeitgeber bei einerfristlosen Entlassung den Urlaubsanspruchnicht und bezahlt er auch das Urlaubs¬entgelt nicht zugleich, so muß er, wenn diefristlose Entlassung sich später als un¬richtig heraussteilt , neben dem Lohn fürdie Kündigungsfrist auch noch die Urlaubs¬abgeltung bezahlen. Tarifverträge sehenmeistens für den Fall der fristlosen Ent¬lassung eine ,Verwirkung des restlichenUrlaubsanspruches vor. Das Jugendschute¬gesetz läßt dett Urlaub bei fristloser Ent¬lassung und Arbeitsvertragsbruch des Ju¬gendlichen verwirken . Im übrigen ist esals Gewohnheitsrecht anerkannt , daß, wennbei der Beendigung des Arbeitsverhältnis¬ses der Urlaub in Natura nicht mehr ge¬nommen werdisn kann, ein Geld-Anspruchauf Abgeltung des noch niebt genommenenUrlaubs aatatiaist.  R . W.



Bekanntgaben
Kreisstadt Calw

Jagdverpachtung
Der gemeinschaftliche Jagdbezirk II , be¬

stehend aus der Markungsfläche links des
Nagoldflußlaufes•und der gesamten Fläche
des Vororts Alzenberg mit zusammen zirka
340 ha Wald und 240 ha Feld, soll nach
dem Gemeinderatsheschluß vom 8. 9. 1950
sofort an einen Calwer Jäger verpachtet
werden. Jagdliebhaber werden zur Abgabe
schriftlicher Angebote bis Montag, den
25. September 1950, 12 Uhr, aufgefordert.

Urliste für die Auswahl der
Schöffen und Geschworenen
Die Wahlkartei , welche zur Volksbefra¬

gung am 24. 9. 1950 neu aufgestellt worden
ist, gilt zugleich als Urliste für die Aus¬
wahl der Schöffen und Geschworenen. Die
Kartei ist in der Zeit vom 25. bis 30. Sep¬
tember 1950 auf dem Rathaus, Zimmer 7,
zu jedermanns Einsicht aufgelegt.

H e r b s th a up r o g r a mm 1950
für Flüchtlinge , pol . Verfolgte

und Kriegssachgescliädigte
Anträge auf Beteiligung am Herbstbau¬

programm können von vorgenannten La¬
stenausgleichsberechtigten gestellt werden.
Vorgesehen ist für eine Wohnungseinheit
bei einem Eigenkapital von 1800 DM eine
Baudarlehenszuteilung auf 1. Hypothek von
4000 DM zu 6%, von 2500 DM auf 2. Hypo¬
thek zu 4,5% und von 3700 DM unverzins¬
liches Darlehen, bei je 1% Tilgung.

Bürgermeisteramt
Gemeinde Schmieh

Jagdverpachtung
Die zirka 600 ha umfassende Jagd des

Gemeindebezirks Schmieh wird auf 6 Jahre
verpachtet. Schriftliche Angebote sind bis
spätestens 25. September dieses Jahres an
das Bürgermeisteramt Schmieh einzurei¬
chen. Den Zuschlag unter den Bewerbern
behält sich der Gemeinderat vor.

Bürgermeisteramt

Gemeinde Birkenfeld
Aus der G e me i n d e r a t s s i t z u n g

vom 14. September
Für die Kantine der Sportvereinigung

Birkenfeld auf dem Sportplatz bei der
„Sonne“ wurde eine Wirtschaftserlaubnis
für „Wettspieltage, Vereinsfestlichkeiten
auf dem Sportplatz, Vereinssitzungen und
Übungsabende“ befürwortet . Der Gemeinde¬
rat glaubt, daß die Bedeutung dieses Ver¬
eins ein derartiges Entgegenkommen recht¬
fertigt . —.Der Bürgermeister wurde beauf¬
tragt , sich um die Finanzierung von vier
Wohnungseinheiten aus dem Herbstbaupro¬
gramm 1950 zu bemühen. — Der Ortsbau¬
plan „Industrieviertel “ wurde vom Land¬
ratsamt genehmigt. — Das Vorhaben des
Bürgermeisters , sich in einer öffentlichen
Versammlung für den Südweststaat einzu¬
setzen, wurde gebilligt. Der Gemeinderat
selbst will aber nicht offiziell Stellung neh¬men.

Der wesentlichste Punkt der Tagesord¬
nung war die Beratung des Haushalt-
plans 195  0. Der Entwurf wurde vom
Bürgermeister im Benehmen mit seinen Be¬
amten ausgearbeitet . Von der Einnahme¬
seite interessierten besonders die Real¬
steuerhebesätze. Sie sind für 1950 in fol¬
gender Höhe vorgesehen: Grundsteuer A
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe
190 v. H., Grundsteuer B für bebaute und
unbebaute Grundstücke 170 v. H., Gewerbe¬
steuer 290 v. H. Der Gemeinderat gab klar
zu verstehen, daß er einer Haushaltssatzung
mit den vorjährigen Helmsätzen auf kei¬
nen Fall hätte zustimmen können. Bezüg¬
lich der Gewerbesteuer wurde eine allmäh¬
liche Angleichung an den Hebesatz von
Ptoraheiia dringend gefordert , Sm  nll aal

der Gemeinden
alle Fälle verhindert werden, daß unsere
größeren Schmuckwarenbetriebe vollends
alle nach Pforzheim ab wandern; anderer¬
seits sollen die Bestrebungen von zunächst
einer bedeutenden Firma, einen größeren
Zweigbetrieb hier zu erstellen, soweit wie
möglich gefördert werden. Die Erhebung
der Einwohnersteuer nach den bisherigen
Sätzen konnte leider nicht umgangen wer¬
den.

Zu den wesentlichen Ausgabeplansätzen
wurde im Vorbericht zum Haushaltsplan
Stellung genommen. Die Ofenheizung im
Rathaus ist sehr mangelhaft. Heuer ist die
Anschaffung und Aufstellung des Heizkes¬
sels für eine Dampfheizung und im näch¬
sten Jahr die Einrichtung der Anlage vor¬
gesehen. Für die Fortsetzung der Schul-
hausinstandsetzung sind weitere 6000 DM
notwendig. Vor allem muß auch die Um¬
zäunung des Schulhofes erneuert werden.
Durch starkes Ansteigen der Schülerzahl
und durch sonstige Zeitverhältnisse bedingt
ist die Neuanschaffung von Bänken und
Tischen sowie die Ersatzbeschaffung für
unzweckmäßige I^ hr- und Lernmittel. Der
Aufwand hierfür beträgt 6000 DM. Als Bei¬
trag der bürgerlichen Gemeinde an die ev.
Kirchengemeinde zu den persönlichen Ko¬
sten für den Kindergarten wurden heuer
erstmals monatlich 60 DM verwilligt . Es
wurde festgestellt , daß der NSV-Kinder-
garten bis zum Jahre 1945 wesentlich hö¬
here Kosten verursacht hat.

Für die Instandsetzung der Ortsstraßwi
sind auf Rechnung 1950 bereits 14 730 DM
an sächlichen Kosten entstanden. Mit den
Arbeitslöhnen zusammen sind für die Orts¬
straßen 30 000 DM notwendig. Eine Erhö¬
hung dieses Plansatzes ist nicht mehr mög¬
lich. Verschiedene Anträge von den Anlie¬
gern auf Instandsetzung der Kreuz-, Pano¬
rama-, Alte Pforzheimer Straße und des
Kirchwegs mußten leider noch um ein Jahr

Fachkurse füi
Bekanntmachung

des Landwirtschaftsministeriums über die
Abhaltung eines Lehrganges zur Erlangung
der Anerkennung als

Hufschmied
(Gesetz über den Hufbeschlag vom 20. De¬
zember 1940).

Der nächste, 4 Monate dauernde Lehrgang
an der Staatlichen Lehrschmiede für Huf-
und Klauenpflege in Reutlingen beginnt am
1. November 1950.

Gesuche um Zulassung sind bis spätestens
1. Oktober 1950 an den Leiter .der Lehr¬
schmiede, Herrn Regierungsveterinärrat Dr.
Holstein, Reutlingen, Lenaustraße 9, zurichten.

Beizufügen sind:
1. Der Lehrbrief,
2. das Gesellen-Prüfungszeugnis,
3. Nachweis einer Gesellentätigkeit von

mindestens2 Jahren bei einem geprüf¬
ten Hufschmied,

4. Geburtsurkunde,
5. selbstgeschriebenerLebenslauf,
6. polizeiliches Führungszeugnis neuesten

Datums,
7. Bescheinigung über die Zugehörigkeitzu einer Krankenkasse.
Von den Zeugnissen Ziff. 1, 2 und 3 ist

eine amtlich beglaubigte Abschrift einzu¬
schicken.

Ueber die Zulassung zum Lehrgang ent¬
scheidet eine Aufnahmeprüfung, die den
Lehrgangsanwärtern noch bekannt gegebenwird.

Die nach § 3, Abs. 3 der Hufbeschlagsord¬
nung vom 31. 12. 1940 von den Teilnehmern
an dem Lehrgang zu erhebende Unterrichts¬
gebühr beträgt DM 100.—.

Tübingen. 28. August 1950.
Land Württemberg-Hohenzollern

I<liirirtn «i>wftniiiinisterinm.

zurtickgestellt werden. Für die Kanalisa¬
tion der Bahnhofstraße und des Oberdorfs
(Haupt- und Herrenalber Straße) sind
50 000 DM vorgesehen. Dieser Betrag kann
nur zum Teil aus Mitteln des ordentlichen
Haushalts aufgebracht werden. Der Rest
soll durch Inanspruchnahme des erbaJ
tungspflichtigen Kapitalvermögens als in
neres Darlehen und durch Anliegerleistun
gen gedeckt werden. Da die letzteren nicht
ganz unwesentlich sind, wurde den Anlie
gern in einer vom Gemeinderat einberufe
nen Besprechung Gelegenheit gegeben
selbst darüber zu entscheiden, ob das Vor¬
haben durehgeführt werden soll. Über¬
raschenderweise hat sich die ganze Ver
Sammlung für die sofortige Ausführung der
Kanalisation ausgesprochen und den bis¬
herigen Zustand als unhaltbar bezeichnet

Äußere Schuldaufnahmen sind zunächst
nicht vorgesehen. Der Höchstbetrag des
Kassenkredits, der zur Überbrückung vor¬
übergehender Kassenschwierigkeiten bei
der Sparkasse in Anspruch genommen wer¬
den darf, wurde auf 30 000 DM festgesetzt.
Obwohl der Gemeinderat die Notwendigkeit
der Rücklagenbildung einsieht, konnten
heuer keine Mittel hierfür bereitgestellt
werden. Besonders dringend wäre eine Son¬
derrücklage für den Bau einer Sammelklär¬
anlage. Ein Haushaltsausgleich aus eigenen
Kräften ist auch heuer nicht möglich. Der
erreehnete Fehlbedarf hält sich jedoch in
tragbarem Rahmen, weshalb ein Ausgleich
durch den Staat erwartet werden darf.

Eine interessante Aussprache entwickelte
sich darüber, in welcher Weise der Ge¬
meinderat noch intensiver bei der Aufstel¬
lung des jährlichen Haushaltsplans betei¬
ligt werden kann. Gemeinderat Brenner
(MdL) bemängelte, daß nicht, wie in frühe¬
ren Jahren , jedem Gemeinderatsmitglied
schon zur Planberatung ein Entwurf in die
Hand gegeben wird. Oberinspektor Fischer
bat jedoch dringend darum, von dieser For-

■Handwerker
Neue*Umschnlungsielirgänge ln Isny

Am 16. Oktober ds. Js . beginnt in den
Staatlichen Umschulungswerkstätteu Isny
der 3. Lehrgang für Schreiner, SchAeider.
Schuhmacher und Korbmacher. Am gleichen
Tag läuft auch ein Lehrgang für Maler an.
Die Lehrgänge, die vom Landesarbeitsamt
und vom Innenministerium, Abtlg. Haupt-
fürsorgestelle, gemeinsam veranstaltet und
finanziell getragen werden, sind vor allem
für Heimatvertriebene, Kriegsbeschädigte
und Heimkehrer im Alter von 21—35 Jah¬
ren bestimmt, denen damit Gelegenheit ge¬
geben werden soll, in einer wesentlich ver¬
kürzten Lehrzeit einen Fachberuf zu er¬
lernen. Gesuche um Zulassung können so¬
fort an das zuständige Arbeitsamt bzw.
Kreissozialamt gerichtet werden, bei dem
alles Nähere zu erfahren ist.

Fachkurse für Sattler und Tapezierer
Das Landesgewerbeamt Stuttgart veran¬

staltet im Oktober dieses Jahres in Stutt¬
gart einen zweiwöchigen Tagesfachkurs
über Polsterarbeiten . Teilnehmergebühr
45.— DM. Anmeldungen und Auskunft beim
Fachkurssekretariat d. Landesgewerbeamts
■Stuttgart-N, Kienestr. 18 (Fernruf 92251).

Blitzableiter-Kurs
Das Landesgewerbeamt Stuttgart ver¬

anstaltet bei genügender Beteiligung im
Oktober dieses Jahres einen einwöohigen
Tages-Sonderkurs für Dachdecker, Elektro¬
installateure , Flaschner und Schlosser über
den Bau von Blitzableitern Die Teilneh¬
mergebühr beträgt 25.— DM. Anmeldungen.
Lehrplan und Auskunft beim Fachkurs¬
sekretariat des Landesgewerbeamtes in
Stuttgart -N, Kienostraße 18, FernsprecherNr. 92251.

Wirtschaftsministerium Württ .-Baden
—Lacdesge werbeamt—



Mitteilungen für die Landwirtschaft
An Saatgut sparen — grundverkehrt!

Saatgut Wechsel bringt höhere
Erträge

Verschiedene Landw. Ortsvereine des
Dienstbezirkes des Landwirtschaftsamts
Calw haben im Anbaujahr 1949/50 Ge¬
meindesaatgutäcker mit Winterweizen an¬
gelegt, um durch die Vermehrung von
Elite-  Saatgut die Grundlage zu schaffen,die Landwirte für das kommende Anbau¬
jahr mit hochwertigem Gemeindesaatgut zuversorgen. Den landw. Ortsobmännern sei
für ihre Mühewaltung bei der Durchfüh¬
rung dieser Gemeindesaatgutäcker bestensgedankt. Zum Anbau kamen nur die für
unsere  Verhältnisse bestbewährten Win¬
terweizensorten und zwar
1. für sehr gute Bodenverhält¬nisse  :

Hege’s Basalt-Hochzucht — durch den
Ortsverein in Deckenpfronn, Schweiger’s
Taca-Hochzucht—in Deckenpfronn, Mött-
lingen, Oberhaugstett und Ottehbronn,Schweiger’s -Taca - 1. Nachbau — in Sim-mozheim;

2. für mittlere Böden:
Lang’s Braunweizen Walthari -Hochzucht
— in Möttlingen und Stammheim, undLang’s Braunweizen Trubilo-Hochzucht— in Dachtel.
In der Saatbauwirtschaft Hofgut Dicke,Gemeinde Stammheim, wurde Taca und

Walthari  ebenfalls auf größeren Flä¬
chen vermehrt. Dieses Vermehrun gssa atgutsteht den Landwirten über die WLZ in
Calw zur Verfügung.

Taca ist eine Kreuzung von Carsten’s V
und Lang’s Braunweizen Tassilo, die sich
stärker bestockt und daher geringere Saat¬
mengen zuläßt. Lang’s Braunweizen Wal¬
thari hat ein sehr großes Korn und er¬
fordert daher zur Erlangung von Höchst¬
erträgen höhere Saatgutmengen (2 kg je ar).

Den Landwirten, die Saatgutwechsel vor¬
nehmen wollen, wird empfohlen, auf oben
genannte Sorten zurückzugreifen und sich
wegen des Bezugs von diesem anerkannten
Saatgut an die betreffenden Ortsobmänner

bzw. Beteiligten an den Gemeindesaetgut-äckern und die WLZ zu wenden.
Anerkannte Saatkartoffeln

der bestbewährten Sorten haben folgende
Vermehrungsstellen im Dienstbezirk des
Landwirtschaftsamtes Calw  abzugeben:

P. S. G. Flava:  Langenbrand : Rentsch-ler, Friedrich, Ortsobmann; Neuweiler:
Kübler II , Martin; Rötenbach: Stoll, Joh.,
Ortsobmann; Schmieh: Rentschler, Ulrich,
Bürgermeister.

Böhm ’ s Mittelfrühe:  Altburg-
Spesshardt: Kugele, Jakob.

Zwehl ’ s Agnes:  Liebeisberg : Han¬selmann, Karl ; Sommenhardt-Lützenhardt:
Lutz, Michael, Talbauer.

v. Dürkheim ’s Aquila:  Altburg-
Weltenschwann: Pfrommer, Michael, Orts¬
obmann; Martinsmoos: Dürr , Joh. Georg;
Sommenhardt-Lützenhardt : Lutz, Michael,Talbauer.

Raddatz Voran:  Altburg -Welten-
schwann: Pfrommer, Michael, Haus 59;
Langenbrand: Großhans, Peter ; Neubulach:
Hermann, Friedrich, Bürgermeister ; Mayer,
Georg; Rötenbach: Kugele, Daniel; Un¬macht, Jakob.

Böhm ’s Ackersegen:  Agenbach:Wolf, Hans; Altburg-Weltenschwann:
Pfrommer, Michael, Ortsobmann; Pfrommer,
Michael, Haus 59; Breitenberg : Keppler,
Philipp; Emberg: Rentsehler, Jakob; Lan¬
genbrand: Walz, Gottlieb; Liebeisberg: Ro¬metsch, Friedrich ; Martinsmoos: Dürr , Joh.
Georg; Neubulach: Hermann, Friedrich,
Bürgermeister ; Mayer, Georg; Neuweiler:
Kübler II , Martin; Schanz, Ernst , Bürger¬
meister; OberkollWangen: Lörcher, Hans,
Bürgermeister ; Rötenbach: Kugele, Daniel.

Bestellungen für Herbst- und Frühjahrs¬
lieferungen werden von den,Vermehrungs¬
stellen jetzt schon entgegengenommen.Spardas, Kartoffelanbauer, nützt diese sehr
günstigen Bezugsmöglichkeiten durch S o -
fort-  Bestellungen. Nur hochwert. Pflanz¬
gut bringt Kartoffelhöchsterträge ; daher:Anerkanntes Pflanzgut auch in dem klein¬sten Betrieb!

Landwirtschaftsamt Calw

derung Abstand zu nehmen, und zwar aus
folgenden Gründen:

1. Alle wesentlichen Vorhaben sind in
verschiedenen Sitzungen bereits vorberatenworden.

2. Fast alle anderen Ausgaben sind
zwangsläufig. Soweit es sich um Gehalts¬
und Lohnausgaben handelt, sind gesetzliche
Vorschriften bzw. Tarife maßgebend. Im
übrigen wird über alle Entlassungen und
Neueinstellungen sowieso vom Gemeinderatbeschlossen.

3. Die Posten, die variabel sind, können
bei der Haushaltsberatung eingehend be¬
sprochen und auch ohne weiteres abgeän¬dert werden.

4. Durch die Einführung neuer Rech¬nungsvorschriften für Gemeinden über 3000Einwohner im Jahr 1938 ist der Haushalts¬
plan so stark aufgegliedert worden, daß erjedes Jahr ein Werk von 140 Seiten dar¬
stellt . Allein diese Tatsache zeigt deutlich,daß sich ein Außenstehender ohne Anlei¬
tung praktisch nicht zurechtfinden kann..

5. Der Haushaltsplan ist darüber hinausnoch lange keine Vollmacht für den Bür¬
germeister, im Rahmen der Plansätze nur
nadh eigenem Gutdünken Geld auszugeben.Er hat vielmehr nach der Gemeindeord¬
nung die Pflicht, die Gemeinde nach denBeschlüssen des Gemeinderats zu verwal¬
ten. So unterliegt also auch die Ausführung
des Haushaltsplans im wesentlichen nochden Beschlüssen des Gemeinderats.

6. Es muß aus all diesen Gründen be¬
zweifelt werden, ob der Arbeits- bzw. Ko¬
stenaufwand für die Fertigung von wei¬
teren 12 Exemplaren des Haushaltsplans
in Anbetracht des sicher nur geringen Nut¬zens, der daraus gezogen werden könnte,vertreten werden kann.

Schließlich haben sämtliche Gemeinde¬
räte den Eindruck gewonnen, daß nan dar¬
auf verzichten kann, zumal in den vergan¬
genen Jahren in dieser Beziehung keinerlei
Kompetenzschwierigkeitenaufgetreten sind.
Begrüßt wurde, daß vom Bürgermeister
auf Vorschlag von Herrn Fischer zugesagt
wurde, jederzeit und jedem Gemeinderats¬
mitglied ein Exemplar des Haushaltsplans
zur Einsichtnahme vorübergehend zu über¬
lassen. Der vorgelegte Entwurf des Haus¬
haltsplans 1950, der in Einnahmen und Aus¬
gaben mit rund 440 000 DM abschließt,
wurde alsdann mit geringfügigen Abände¬
rungen einstimmig festgestellt.

Gemeinde Dobel
Die Fremdensaison 1950 hat die Kurver¬

waltung im wesentlichen zufriedengestellt.
Leider ist infolge der immer noch andau¬
ernden Belegung der maßgeblichen Häuser(Hotel Funk und Post) durch die Besat¬
zungsmacht der Vorkriegsstand im Frem¬denverkehr noch nicht wieder erreicht, ob¬
wohl der Gasthof zum Ochsen die Zahl der
Betten durch Erweiterung vermehrt hatund auch das Gasthaus zur Linde zur Zeit
einen bedeutenden Ausbau erfährt . In der
Linde wird neben zahlreichen Fremdenzim¬
mern auch ein größerer Saal gewonnen.
Im Gasthaus zum Rößle erhielten Eingang
und Flur eine geschmackvolle Verbesse¬
rung. Die in diesem Hause befindliche Nie¬
derlassung der Fa. Gauthier in Calmbachwird zum Leidwesen ihrer 40 Arbeiter auf¬
gelöst und nach Calmbach verlegt . DieArbeiter werden dort weiterbeschäftigt.
Eine Omnibuslinie wird für sie eingerichtet.
— Auch die Gemeinde hat zur Hebungihres äußeren Ansehens mancherlei unter¬
nommen. Die Herrichtung der öffentlichen
Anlagen, die vermehrte Aufstellung vonSitzbänken sowie die Verbesserung derOrtsstraßen durch die Oberflächenbehand¬
lung der Wildbader- und Herrenalberstraßewerden von den Gästen und Einheimischen
dankbar begrüßt. Nunmehr hofft man auf
die baldige 'Inangriffnahme des Umbauesder Neusätze retraße durch den Kreisver-
baai.

Gemeinde Bad Teinach
Die Zahl der Kurgäste des Bades ist die¬

ses Jahr gegenüber 1949 um ein gutes Drit¬
tel angewachsen. Trotz der Wiedereröff¬
nung des Badhotels (mit über 100 Betten)
war während der Hauptsaison von Mitte
Juli bis Ende August nicht nur jedes Bettbelegt, sondern leider mußte auch eine
ganze Anzahl Anfragen abgewiesen wer¬
den. Viel Anerkennung fanden immer die
Darbietungen der Kurkapelle W. Wohl¬gemut. Das weithin bekannte Freibadlockte auch heuer wieder, viele Hunderte
in upser Tal.

Dm  äußere Bild des Kurorts hat eine
weitere Verschönerung und Verbesserung
erfahren : Unter großem Kostenaufwand
ließ die Gemeindeverwaltung über dieSommermonate sämtliche Nebenstraßen mit
einem sauberen, dauerhaften Belag ver¬sehen, so daß nun alle Ortsstraßen den mo¬
dernsten Anforderungen genügen. Nach¬dem die beiden Werkswohnungen der Mi¬
neralbrunnen-AG. ihrer Vollendung ent¬
gegengehen, scheint endlich auch hier die
private Bautätigkeit zu erwachen. Sowohlein Geschäfts- als auch ein Wohnhaus sol¬
len demnächst begonnen werden. Zusam-

Straßensperrung
Infolge Ausbesserungsarbeiten am schie¬

nengleichen Übergang beim Haltepunkt
Engelsbrand wird die Bundesstraße Nr. 294zwischen Bahnhof Birkenfeld und Neuen¬
bürg am Dienstag, 26. September 1950, von7 bis 18 Uhr für den gesamten Fährverkehr
gesperrt . Umleitung über Birkenfeld bzw.Büchenbronn.

Landratsamt
r—Verkehrsabteil ung —

men mit der durch den Wegzug einer Fa¬
milie frei gewordenen Wohnung dürfte da¬
durch eine spürbare Entlastung des bishersehr gespannten Wohnungsmarktes ein-treten.
Hunde und Katzen nicht umherschweifen

lassen!
Es wird darauf hingewiesen, daß das Um-herschweifenlassenvon Hunden und Katzen

in Wald und Feld verboten ist. Nach § 40
Abs. 2 Ziff. 2 des Jagdgesetzes könnenHunde, die im Wald und freien Feld außer¬
halb der Einwirkung ihres Besitzers und
Katzen, die in einer Entfernung von mehrals 300 Metern von bewohnten Häusern an¬
getroffen werden, von den zur Ausübung des
Jagdschutzes berechtigten Personen getötet
werden. Außerdem können im Uebertretungs-falle die für die Hunde und Katzen verant¬
wortlichen Personen mit einer Geldstrafe
bis zu 150 DM oder mit Haft bestraft werden.

Kreisjagdamt
Marktberichte

Stuttgarter Schlachtviehmarkt
Auftrieb: Großvieh 825, Ochsen 164, Bul¬

len 169, Rinder 213, Kühe 279, Kälber 791, jSchweine 1577, Schafe 113. Preise in DM
für je 50 kg Lebendgewicht: Ochsen jung Iaa 90—98, a 78—90, Ochsen alt a 78—90;
Bullen jung aa 90—96, a 85—90, b 80—85; !Rinder aa 94—100, a 83—92, b 78—82; Kühe
jung a 70—80, b 58—66, c 50—58, d -—47,
Kühe alt a 70—80, b 58—66; Kälber Sonder¬klasse über Notiz a 140—146, b 130—140,
c 115—125, d 105; Schweine a, bl , b2 134
bis 142, c 128—138, d 125—130, e 125—130,
gl 120—130, g2 106—115.



Verzeichnis der Bienensachverstfindigenand deren Stellvertreter des Landes
Wttrttemberg-Hohenzollern

Kreis Balingen:  Bienensachverständi¬
ger Ludwig Leonhardt, Fabrikant in Lau¬
fen a. E.; Stellvertreter Wilhelm Maier,
Balingen, Geislinger Straße.

Kreis Biberach:  Bienensachverständi¬
ger Blasius Erler, Oberlehrer i. R., Schus-
senried; Stellvertreter Max Hadamus, Leh¬
rer i. R., Rot a. d. Rot.

Kreis Calw:  BienensachverständigerKarl
Werner, Hauptlehrer , Calw; Stellvertre¬
ter für den Bezirk Calw Eugen Reichardt,
Hauptlehrer, Rötenbach; für den Bezirk
Nagold: Huber, Bürgermstr. a. D., Pfron¬
dorf; für den Bezirk Neuenbürg Gerhard
Neuweiler, Neuenbürg.

Kreis Ehingen:  Bienensachverständi¬
ger Johann Friedrich Ackermann, Ehingen,
Winkelhoferstraße29; Stellvertreter Wald¬
meister a. D. Albert Pfitzer, Ehingen,Schafmarktstraße 2.

Kreis Freudenstadt:  Bienensachver¬
ständiger Christian Rath, Vertreter, Pfalz¬
grafenweiler; Vertreter Dr. ing. habil. Röß-
ger, Freudenstadt, Bahnhofstr. 45 c.

Kreis Horb:  Bienensachverständiger
Vöhringer, Oberreallehrer, Horb; Stell¬
vertreter Joseph Haueisen, Eutingen.

Kreis Münsingen:  Bienensachverstän¬
diger Jakob Goller, Gächingen; Stellver¬
treter Adolf Andris, Verwaltungsbeamter,
Metzingen.

Kreis Ravensburg:  Bienensachverstän¬
diger Paul Hepp, Hauptlehrer, Steig, Gde.
Blitzenreute; Stellvertreter Max Schmid-
berger, Hauptlehrer, Ravensburg.

Kreis Reutlingen:  Bienensachverstän¬
diger K. Boßler, Polizeimeisteri. R., Reut¬
lingen; Stellvertreter Adolf Andris, Ver¬
waltungsbeamter, Metzingen.

Kreis Rottweil:  Bienensachverständi¬
ger Wilhelm Kayser, Fachlehrer Mühlhau¬
sen b. Schwenningen; Bienensachverständi¬
ger Theodor Zeeb, Kaufmann, Oberndorfa. N., Mauserstraße 16; Stellvertreter Jo¬
hannes Schlenker, Uhrenarbeiter, Schwen¬
ningen, Zollernstr. 34.

Kreis Saulgau:  Bienensachverständiger
Josef Gut, Hauptlehrer, Boos Gde. Geigel¬
bach; Stellvertreter für den Bezirk Saul¬
gau Willy Buck, z. Sternen, Mengen; für
den Bezirk Riedlingen Alber, Hauptlehrer,
Ertingen.

Kreis Tettnang:  Bienensachverständi¬
ger Franz Schmid, Oberlehrer a. D., Tett¬
nang, Lindauer Straße 39; Stellvertreter
Alfons Korrherr, Hauptlehrer, Friedrichs¬
hafen, Scbmidstraße 44.

Kreis Tübingen:  Bienensachverständi¬
ger Wilhelm Breining, Gendarmeriemeister
a. D., Bebenhausen; Stellvertreter Robert
Schauer, Lehrer, Tübingen-Derendingen.

Kreis Tuttlingen:  Bienensachverstän¬
diger Wilhelm Kayser, Fachlehrer, Mühl¬
hausen bei Schwenningen; Stellvertreter
Karl Wellstein, Trossingen.

Kreis Wangen,  Allg .: Stellvertretender
Bienensachverständiger für den Bezirk
Wangen Clemens Kolb, Mechaniker, Isny;
für den Bezirk Leutkirch Leopold Sander,
Arbeiter, Aitrach.

Verkehrsnachrichten
Sechserkarten nach Pforzheim

Von der Deutschen Bundesbahn wird auf
die verbilligte Fahrgelegenheit mit der

j Bundesbahn nach Pforzheim  mit Sech-
j serkarten hingewiesen. Der Block mit 6[ Fahrscheinen ist um ein Drittel
i ermäßigt. Diese Karten sind auf allen
j Bahnhöfen der Strecken von Calw und
i von Wildbad  bis Pf.-Brötzingen erhält¬lich.

Sechserkarten werden an jedermann aus¬
gegeben. Sie können von den Erwerbern
oder von anderen Personen, auch von meh-

Vergebung von Bauarbeiten
Kreisbaugenossenschaft Calw

V e r g e b u n g von Bauarbeiten inder Kreisstadt Calw
Zur Vergebung der Innenausbauarbeiten

einer Wohnsiedlung auf dem Wimberg mit
insgesamt 37 Wohneinheiten werden aufGrund der VOB die

Gipser-, Schreiner-, Glaser-, Schlosser-,
Elektroinstallations -, Wasser- und sani¬
tären Installations-, Maler-, Tapezier-
und Plattenlegerarbeiten

vergeben.
Die Angebotsunterlagen können ab Mitt¬

woch, den 27. 9. 1950, bis Freitag , den 29. 9.
1950 bei der Kreisbaugenossenschaft Calw,
Schloßberg 3, eingesehen werden. Die Lei¬
stungsverzeichnisse werden gegen Gebühr
abgegeben.

Abgabetermin für die Angebote späte¬
stens Mittwoch, den 4. Oktober 1950, 10 Uhr,
bei der Kreisbaugenossenschaft Calw. Die
Bieter können zum gleichen Termin der Er¬
öffnung beiwohnen. Zuschlag und evtl. Tei¬
lung der Leistungen in Lose bleibt Vor¬behalten.

•

Für das Bauvorhaben der Kreisbaugenos¬senschaft Calw e.G.m.b.H. in Biesels¬
berg  werden auf Grund der VOB die

Gipser-, Sanit. Installations-, Elektr.
Installations-, Schreiner-, Glaser- und
Schlosserarbeiten

vergeben.
Die Angebotsunterlagen können ab

Montag, den 25. 9. 50, bei Herrn Architekt
Kappler, Schömberg, eingesehen werden.

Leistungsverzeichnisse sind dortselbst ge¬
gen Gebühr erhältlich.

Die Leistungsverzeichnisse müssen bis
Samstag, den 30. 9. 50, 10 Uhr, bei Herrn
Architekt Kappler vorliegen. Eröffnung
erfolgt zum gleichen Zeitpunkt unter Vor¬sitz eines Vertreters der Kreisbaugenossen¬
schaft. Zuschlag bleibt Vorbehalten.

Calw, den 20. 9. 1950.
Kreisbaugenossenschaft Calwe.G.m.b.H.

Stadt Calw
Vergebung von Bauarbeiten
Die Stadt Calw hat zur Erstellung eines

Mehrfamilienhauses an der Stuttgarter
Straße die

Erd-, Beton- und Stahlbeton-, Maurer-,
• Zimmerer-, Schmiede-, Flaschner- und

Dachdeckerarbeiten, sowie die Kunststein¬
lieferung

unter Zugrundelegung der Verdingungsord¬
nung für Bauleistung (VOB.) zu vergeben.

Die Unterlagen liegen ab sofort bei dem
Stadtbauamt, Zimmer 19, zur Einsichtnahme
auf, woselbst Leistungsverzeichnisse gegenErsatz der Selbstkosten zu erhalten sind.

Angebote sind mit der Aufschrift „An¬
gebot Mehrfamilienhaus“ verschlossen bis
Mittwoch, den 27. Sept. 1950, 17 Uhr, auf
dem Stadtbauamt, Zimmer 14, abzugeben.
Anschi, erfolgt die Angebotseröffnung,welcher die Bieter beiwohnen können.

Calw, den 18. September 1950.
Bürgermeisteramt

—Stadt. Hochbauamt—

reren gemeinsam benutzt werden und be¬
rechtigen zu 6 einfachen Fahrten
auf der angegebenen Strecke. Sechserkarten
gelten einen Monat. Sie können mit Gültig¬
keit von jedem Tag an ausgegeben werden.
Erster Geltungstag ist der Ausgabetag.
Der letzte Tag der Geltungsdauer wird aufder Rückseite des letzten Fahrscheines an¬
gegeben. Fahrtunterbrechung ist nicht ge¬stattet.

Der Sechserkartenblock ist während der
Fahrt mitzuführen und auf Verlangen vor¬zuzeigen. Der einzelne Fahrschein wird
vom Bahnsteigschaffner vom Block abge¬
trennt und gelocht. Fahrscheine, die bei
Antritt der Fahrt lose vorgezeigt werden,
sind ungültig ; ebenso Blocks, bei denen der
letzte Fahrschein mit auf gestempelter Gel¬
tungsdauer fehlt.

Rotes Kreuz
Württembcrg-Hohenzollern e.V.

Kreisverein Calw
Heimkehreranschriften  von be¬

stimmten Feldpostnummern, Einheiten oder
Gefangenenlagern werden an suchende An¬
gehörige von den Hauptsuchdienststellei)
z. Zt. nicht bekannt gegeben. Alle Suchen¬
den werden dringend gebeten, hierfür Ver¬
ständnis zu haben, da der Suchdienst z. Zt.
alle Kräfte für die .Zusammenstellung dernamentlichen Vermißtenlisten aus dem Re¬
gistrierungsmaterial eingesetzt hat. Auch
sollen die Heimkehrer, denen die Vermiß¬
tenlisten zur nochmaligen Befragung vor¬
gelegt werden, durch Einzelanfragen nicht
überbeansprucht sein.

Angaben über vermißte Zivil¬
personen.  Heimkehrer haben seit 1946/47
nicht nur das Schicksal von zurück gehal¬
tenen oder verstorbenen Wehrmachtsange¬
hörigen aufgeklärt , sondern auch von Zi¬
vilpersonen. Diese Nachrichten sind will¬
kommenes Material für die Nachforschungs¬zentrale für Zivilvermißte. Alle Personen,
die über noch zurückgehaltene oder gestor¬
bene deutsche Zivilisten (Männer, Frauen,
Kinder) Angaben machen können, werden
gebeten, dem Amtlichen Suchdienst Calw,
Landratsamt, Mitteilung zu machen.

Keine Nachrichten aus russi¬
schen Gefangenenlagern.  Da¬
durch, daß vereinzelt aus russ. Lagern Kgtnichtdeutscher Herkunft wieder Nachricht
gegeben haben, kamen viele deutsche Fa¬
milien zu der Vermutung, daß auch deut¬
sche Kgf. wieder in die Heimat schreiben
könnten. Nach eingezogenen Erkundigun¬gen steht fest, daß seit dem 5. 5. 50 keine
Nachricht eines deutschen Kgf. aus den
Lagern der Sowjetunion eingetroffen ist.

Sie brauchen
das Kreisanitsblatt

Die als Anordnungen im Amtsblatt
veröffentlichten Mitteilungen haben
für die Bevölkerung wie für die Be¬
hörden bindende Wirkung. Sie sind
öffentliche Bekanntmachungen, von
denen jedermann in seinem eigenenInteresse Kenntnis nehmen sollte.
Außerdem verfolgen die Veröffent¬
lichungen den Zweck, die Bevölke¬
rung über einzelne wichtige Vor¬
gänge aufzuklären oder auf Maß¬nahmen allgemeiner Natur vorzu¬bereiten.

Das Amtsblatt ist das alleinige
amtliche Verkündungsorgan des
Kreises. Einen Ersatz für das Amts¬
blatt gibt es nicht. Es liegt aus die¬
sen Gründen im Interesse jedes
Kreiszugehörigen, das Amtsblatt re¬
gelmäßig zu beziehen und aufmerk¬sam zu lesen.

Neubestellungen nehmen in jeder Ge¬
meinde die Austräger oder das Postamt an.

V- - - J
Nachforschungshilfe durch das

Schwedische Rote Kreuz.  Es er¬
geht an alle Familien im Kreis Calw, wel¬che in den Monaten November 1949 bis
März 1950 solche Anträge über den Such¬
dienst oder das Rote Kreuz Calw gestellthaben, die Bitte, falls sie direkt Bescheide
von Schweden erhalten haben, doch dies
auch dem Roten Kreuz Calw mitzutci l,’n.

Rot - Kreuz - Sch western hei  e -
r i n oder eine in der Krankenpflege Lo-



wanderte Rot-Kreuz-Helferin für mehrwö¬
chigen Einsatz sofort gesucht. Zuschriften
an Rotes Kreuz Calw erbeten. — Freie
2 - Zimmer -Wohnung  m. Garten -wird
Ehepaar (Kriegsbeschädigter oder Rentner)
geboten. Gegenleistung: Verwaltung eines
kleinen Heims. Zuschriften an Rotes Kreuz
Calw erbeten, wo Näheres zu erfahren ist.

Um Spenden  für Bedürftige an Klei-
dungs- und Wäschestücken, Bettzeug und
Schuhwerk,rMöbel und Hausrat sowie Ge¬
schirr wird weiterhin für alle Rot-Kreuz-
Annahmestellen in Nagold, Ebhausen, Calw,
Wildbad, Calmbach, Birkenfeld und Neuen¬
bürg herzlich gebeten.

Bekanntgaben der Amtsgerichte
Amtsgericht Calw

Handelsregister -Änderung
vom 19. September 1950

HR A 44: Firma Hermann Schnaufer
in Calw (Lederstr . 60, Weinkellerei) :

Heinz Schnaufer ist am 15. 7. 1950 durch
Tod aus der Gesellschaft ausgeschieden.
Der persönlich haftende Gesellschafter
Eckart Schnaufer ist berechtigt, die Firma
gemeinschaftlich mit einem nicht zur Al¬
leinvertretung ermächtigten persönlich
haftenden Gesellschafter oder mit einem
Prokuristen zu vertreten . Die persönlich
haftende Gesellschafterin Frau Martha
Schnaufer geb. Frey Witwe hat jetzt Ein-
zelvertretuugsbefugnis.

Der Kommanditist Manfred Schnaufe®,
Diplomkaufmann, die KommanditistinWal¬
traud Fengler geh. Schnaufer und ihr Ehe¬

mann Georg Fengler, Geschäftsführer, alle
in Calw, haben Gesamt-Prokura in der
Weise, daß sie die Gesellschaft zusammen
mit einem zur Gesamtvertretung berechtig¬
ten persönlich haftenden Gesellschafter
oder einem anderen Gesamtprokuristen zu
vertreten ermächtigt sind.

Amtsgericht Calw
Beschluß vom 19. September 1960

In den Konkursverfahren
1. über den Nachlaß des verstorbenen Fa¬

brikanten Otto Schicki  e, Neubulach,
Kreis Calw, N 2/49 —,

2. über das Vermögen der Firma „Half  a“
Gesellschaft für Papierverarbeitung m.
b. H. Wetzlar, jetzt Maisenbach, Kreis
Calw, N 4/49 —,

wird Termin zur Prüfung der nachträglich
angemeldeten Forderungen anberaumt auf

Freitag , 20. Oktober 1950, nachm. 16
Uhr bzw. 16.15 Uhr,

vor dem Amtsgericht Calw, Sitzungssaal.

Amtsgericht Nagold
Handelsregister-Neueintragung

am 4. 9. 1950
HR A Nr. 144: Firma Xaver Bar eis,

Möbelfabrik, Rohrdorf ' bei  Nagold.
Offene Handelsgesellschaft seit 1. 7. 1950.
Persönlich haftende Gesellschafter:
1. Frau Maria Bareis geb. Seifriz, Witwe

des Xaver Bareis, Schreinermeisters in
Rohrdorf,

2. Frau Irma Bürkle geb. Bareis, Gattin
des Emil Bürkle, Schreiners in Rohrdorf,

3. Herr Emil RflrMe* Schreiner 1b Rohr¬
dorf.

Zur Vertretung der Gesellschaft ist jeder
Gesellschafter allein berechtigt.

Kirchliche Nachrichten
Evangelische Gottesdienste in Calw

16. Sonntag nach dem Dreieinigkeitsfest,
24. September 1950

8 Uhr Christenlehre (Töchter), 8 Uhr
Frühgottesdienst (Leube), 9.30 Uhr Haupt¬
gottesdienst (Höltzel), 9.30 Uhr Gottesdienst
im Krankenhaus (Leube), 10.45 Uhr Kinder¬
gottesdienst.

Mittwoch, 27, Sept.: 7.30 Uhr Schülergot¬
tesdienst, 8.15 Uhr Betstunde, 20 Uhr
Frauen- und Mütterabend, 20.15 Männer¬
abend.

Donnerstag, 28. Sept.: 20 Uhr Bibelstunde.
Kirchliche Nachrichten für Nagold

Evangel. Gottesdienste am 16. Sonntag nach
dem Dreieinigkeitsfest, 24. Sept. 1950
9.30 Uhr Gottesdienst (Pfr. Eberle), 10.45

Kindergottesdienst, 11.15 Christenlehre
(Söhne; Kindersch.), 20.00 Geistliche Abend¬
musik: Herrn Liedecke, Hager und Klemm.

Mittwoch, 27, Sept.: 7.20 Sch’ülergottes-
dienst (Volksschule), 7.50 Schülergottesd.
(Oberschule), 20.00 Bibelstunde.

Iselshausen:  9 .30 Gottesdienst (W),
10.30 Kindergottesdienst.

Herausgeber : Krelsverband Calw.
Verwaltung : Calw Badstraße 24.
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Das Amtsblatt f.wi den %iei&Calui

wird in jeder Gemeinde unseres großen
Kreisgebiets aufmerksam gelesen . Des¬
halb hat auch das Angebot des auf Um¬
satz bedachten Geschäftsmannes in einer
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500000 DH HÖCHSTGEWINN
ln der
südd . Klassenlotterle

FeraucAe « Sie Ihr Glück bei der

STAAT L. LOTTERIE - EINNAHME

ROLLER (Zlgarren-Roller)
CALW * Bahnhofstr . 35 . Tel . «79

aüehung 14-täglich . Nächste Ziehung H./19. 0kt.


	Seite 163
	Seite 164
	Seite 165
	Seite 166
	Seite 167
	Seite 168
	Seite 169
	Seite 170

